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92. Bundesgesetz: EGVG.-Novelle.
93. Bundesgesetz: Änderung und Ergänzung des Gehaltsüberleitungsgesetzes und sozialversicherungsrechtliche Vor-

schriften für ausgeschiedene weibliche Beamte.
94. Bundesgesetz: 1. Gehaltsgesetz-Novelle.
95. Bundesgesetz: Novelle zum Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversicherungsgesetz.
96. Verordnung: Erhöhung der Beitragssätze in der Krankenversicherung der Rentner.

92. Bundesgesetz vom 18. März 1959,
mit dem das Einführungsgesetz zu denn Ver-
waltungsverfahrensgesetzen abgeändert wird
und im Zusammenhang damit auch andere

Rechtsvorschriften abgeändert werden
(EGVG.-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I.

Änderung des Einführungsgesetzes zu dem Ver-
waltungsverfahrensgesetzen.

A r t i k e l 1.

Der Artikel II des Einführungsgesetzes zu den
Verwaltungsverfahrensgesetzen — EGVG. 1950,
BGBl. Nr. 172, hat zu lauten:

„(1) Die Verwaltungsverfahrensgesetze regeln
das Verfahren der nachstehend bezeichneten Ver-
waltungsorgane, soweit sie behördliche Aufgaben
besorgen und im folgenden nicht anderes be-
stimmt ist.

(2) Von den Verwaltungsverfahrensgesetzen
finden Anwendung:

A. das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz
und das Verwaltungsstrafgesetz — unbeschadet
der Bestimmung unter lit. F — auf das behörd-
liche Verfahren

1. der Behörden der allgemeinen staatlichen
Verwaltung in den Ländern;

2. der Organe der Städte mit eigenem Statut;
3. des Österreichischen Statistischen Zentral-

amtes;
4. des Archivamtes;
5. der Bundespolizeibehörden;
6. der Sicherheitsdirektionen;
7. der Landes- und der Bezirksschulbehörden;
8. des Bundesdenkmalamtes;
9. der Einigungsämter und des Obereinigungs-

amtes;
10. der Entgeltberechnungsausschüsse und der

Berufungskommission für Heimarbeit;

11. der Kleinrentnerkommission;
12. der Zollämter, der Finanzämter und der Fi-

nanzlandesdirektionen;
13. der Dienststelle für Staatslotterien;
14. der Einigungs- und der Obereinigungskom-

missionen;
15. der Lehrlings- und Fachausbildungsstellen;
16. der Grundverkehrsbehörden;
17. der in einzelnen Ländern bestehenden Höfe-

kommissionen und Forsttagsatzungskommis-
sionen;

18. der Zuchtbuchkommission;
19. der Bergbehörden;
20. der Beschußämter;
21. der kollegial eingerichteten besonderen Bau-

oberbehörden;
22. des Bundesamtes für Zivilluftfahrt;
23. der Post- und Telegraphendirektionen als

Post- und Fernmeldebehörden;
24. der Ergänzungskommandos;

B. das Allgemeine Verwaltungsverfahrens-
gesetz in vollem Umfang, das Verwaltungsstraf-
gesetz mit Ausnahme der Bestimmungen der
§§ 37, 39, 50 und 56 auf das behördliche Ver-
fahren
25. der Organe der Gemeindeverbände;
26. der Organe der Gemeinden, soweit sie nicht

unter Z. 2 fallen;
27. der Organe der Körperschaften, Anstalten

und Fonds des öffentlichen Rechtes, soweit
sie nicht unter eine andere Bestimmung dieses
Absatzes fallen und soweit es sich nicht um
gesetzlich anerkannte Kirchen oder Religions-
gesellschaften, Hochschulen, gesetzliche beruf-
liche Vertretungen oder Träger der Sozial-
versicherung handelt;

C. das Allgemeine Verwaltungsverfahrens-
gesetz auf das behördliche Verfahren
28. der Organe der wissenschaftlichen Hochschu-

len und der Akademie der bildenden Künste;
29. der Punzierungsämter und des Hauptpunzie-

rungs- und Probieramtes;
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D. das Allgemeine Verwaltungsverfahrens-
gesetz, dessen § 64 jedoch nur, wenn nicht
anderes ausdrücklich bestimmt ist, auf das be-
hördliche Verfahren

30. der Arbeitsämter und der Landesarbeits-
ämter;

31. der Arbeitsinspektorate;

32. der Land- und Forstwirtschaftsinspektionen;

E. das Verwaltungsstrafgesetz auf das Verwal-
tungsstrafverfahren

33. der Agrarbehörden;
34. der Arbeitsämter und der Landesarbeits-

ämter;

F. das Verwaltungsvollstreckungsgesetz auf das
behördliche Verfahren der unter den Z. 1, 2, 5
und 6 genannten Organe in den Angelegenheiten
der Verwaltungsvollstreckung.

(3) Das Allgemeine Verwaltungsverfahrens-
gesetz und das Verwaltungsstrafgesetz finden
auch auf andere als die gemäß Absatz 2 in Be-
tracht kommenden Verwaltungsorgane Anwen-
dung, insoweit die das Verfahren dieser Organe
regelnden Vorschriften dies anordnen oder aber
bestimmen, daß sich das Verfahren nach den für
die Behörden der allgemeinen staatlichen Ver-
waltung geltenden Bestimmungen zu richten hat,
oder in den Vorschriften auf Bestimmungen Be-
zug genommen ist, die vor dem 1. Jänner 1926
für die letztgenannten Behörden gegolten haben.

(4) Das Allgemeine Verwaltungsverfahrens-
gesetz, das Verwaltungsstrafgesetz und das Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz sind auf das be-
hördliche Verfahren der Bundesministerien in
allen Fällen anzuwenden, in denen sie als erste
Instanz einschreiten, sowie in allen jenen Fällen,
in denen sie sachlich in Betracht kommende
Oberbehörde oder im Instanzenzug übergeord-
nete Behörde sind und das unmittelbar unter-
geordnete Verwaltungsorgan nach einem der
Verwaltungsverfahrensgesetze vorzugehen hatte.

(5) In den Angelegenheiten der Abgaben (mit
Ausnahme der im § 78 des Allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes vorgesehenen Verwal-
tungsabgaben) des Bundes, der Länder und der
Gemeinden, in den Angelegenheiten der Bei-
träge, die an sonstige Körperschaften des öffent-
lichen Rechts, an Anstalten und Fonds des öffent-
lichen Rechts zu entrichten sind, soweit sie durch
die Bundesfinanzverwaltung eingehoben werden,
sowie in den Angelegenheiten der Kinderbei-
hilfen und des Familienlastenausgleiches finden
die Verwaltungsverfahrensgesetze keine Anwen-
dung, es se: denn, daß ausdrücklich etwas anderes
bestimmt ist.

(6) Ferner finden die Verwaltungsverfahrens-
gesetze — soweit nicht ausdrücklich etwas anderes
bestimmt ist — keine Anwendung:

a) für die Behandlung der Angelegenheiten
des Dienstverhältnisses der Angestellten des
Bundes, der Länder, der Gemeindever-
bände, der Gemeinden, der sonstigen Kör-
perschaften, Anstalten und Fonds des
öffentlichen Rechts zu ihrem Dienstgeber,
soweit nicht das Dienstrechtsverfahrens-
gesetz, BGBl. Nr . 54/1958, anderes be-
stimmt;

b) in den Angelegenheiten der Durchführung
der Wahlen zum Nationalrat, zu den Land-
tagen, zu allen anderen allgemeinen Ver-
tretungskörpern und zu allen gesetzlichen
beruflichen Vertretungen, der Durchfüh-
rung der Volksbegehren und der Volks-
abstimmungen auf Grund der Bundesver-
fassung oder einer Landesverfassung, jedoch
mit Ausnahme des in diesen Angelegen-
heiten von den Behörden der allgemeinen
staatlichen Verwaltung, den Bundespolizei-
behörden oder den Organen der Gemein-
den durchzuführenden Strafverfahrens;

c) bei der Verfolgung und Bestrafung der
Verletzung von Standespflichten durch
Organe, die ausschließlich oder doch zum
Teil aus Angehörigen des in Betracht kom-
menden Berufsstandes gebildet sind (Diszi-
plinarverfahren) ;

d) auf die Durchführung von Prüfungen, die
der Beurteilung der Kenntnisse von Per-
sonen auf bestimmten Sachgebieten dienen,
soweit es sich nicht um die Zulassung zur
Prüfung handelt;

e) bei Maßnahmen zur Aufrechterhaltung
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit
oder zur Abwehr drohender Gefahren, die
in den Wirkungskreis der Behörden der
allgemeinen staatlichen Verwaltung, der
Bundespolizeibehörden oder der für An-
gelegenheiten des Dienstnehmerschutzes zu-
ständigen Verwaltungsorgane fallen und
die ohne vorausgegangenes Verfahren zu
treffen sind, sowie bei der Ausübung der
in den Wirkungskreis dieser Verwaltungs-
organe fallenden Zwangsbefugnisse, die
außerhalb eines Vollstreckungsverfahrens
zu treffen sind;

f) bei der Bildung der Geschwornen- und
Schöffenlisten."

A r t i k e l 2.

Der Artikel VI Abs. 1 des EGVG. 1950 hat
zu lauten:

„Wo im Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetz oder im Verwaltungsstrafgesetz von Be-
hörden gesprochen wird, sind darunter die Ver-
waltungsorgane zu verstehen, für deren behörd-
liches Verfahren diese Gesetze gemäß Artikel II
gelten."
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ABSCHNITT II.

Änderungen in anderen Rechtsvorschriften.

A r t i k e l 3.

Das Denkmalschutzgesetz, BGBl. Nr . 533/1923,
wird abgeändert wie folgt:

a) Der § 7 Abs. 2 hat zu lauten:
„Gegen Verfügungen gemäß Abs. 1 steht

dem Besitzer und dem Eigentümer die Berufung
offen. Das Bundesdenkmalamt kann gegen die
Abweisung von Anträgen gemäß Abs. 1 be-
rufen. Über Berufungen hat das Bundesministe-
rium für Unterricht zu entscheiden, es sei denn,
daß es sich um Archivalien handelt, für die das
Archivamt zuständig ist; in diesem Falle hat das
Bundeskanzleramt zu entscheiden."

b) Der § 13 hat zu lauten:
„Über Berufungen gegen Bescheide des Bun-

desdenkmalamtes, die auf Grund dieses Bundes-
gesetzes ergehen, entscheidet das Bundesministe-
rium für Unterricht ."

c) Der § 14 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) Die örtlich zuständige Bezirksverwaltungs-

behörde kann auf Antrag des Bundesdenkmal-
amtes verfügen, daß der Schuldtragende auf seine
Kosten den früheren Zustand des Denkmales,
soweit dies möglich ist, wieder herzustellen hat.
Gegen Verfügungen dieser Art ist die Berufung
an den Landeshauptmann und gegen dessen Ent-
scheidung die Berufung an das Bundesministerium
für Unterricht zulässig."

Der Abs. 6 des § 14 entfällt. Der Abs. 7 wird
Abs. 6.

d) Der § 16 hat zu lauten:
„In allen Fällen, die Archivalien betreffen, t r i t t

an die Stelle des Bundesdenkmalamtes das Ar-
chivamt, gegen dessen Bescheid keine Berufung
zulässig ist."

A r t i k e l 4.

Der § 4 des Hochschul-Organisationsgesetzes,
BGBl. Nr . 154/1955, hat zu lauten:

„§ 4. Verfahrensrechtliche Bestimmungen.
(1) In den Angelegenheiten des staatlichen

Wirkungsbereiches der Hochschulen (§ 3 Abs. 2)
endet der administrative Instanzenzug, soweit
nicht durch Bundesgesetz anderes bestimmt wird,
beim Bundesministerium für Unterricht.

(2) In den Angelegenheiten des autonomen
Wirkungsbereiches der Hochschulen (§ 3 Abs. 1)
endet der administrative Instanzenzug bei der
gesetzlich berufenen obersten akademischen Be-
hörde.

(3) Die Bestimmung des § 7 Abs. 1 Z. 5 des
AVG. 1950, BGBl. Nr . 172, hat für die Mitglie-
der der Akademischen Senate an den Universi-
täten (§ 21 Abs. 1 lit. c dieses Bundesgesetzes),
für die Mitglieder der Akademischen Senate an

den technischen Hochschulen (§ 33 Abs. 1 lit. c
dieses Bundesgesetzes) und für die Mitglieder der
Gesamtkollegien an den technischen Hochschulen
(§ 33 Abs. 1 lit. d dieses Bundesgesetzes) keine
Geltung.

(4) Der § 29 des AVG. 1950 kann im Verfahren
vor den akademischen Behörden auf die Studie-
renden auch dann angewendet werden, wenn
deren Wohnung der akademischen Behörde be-
kannt oder ein Vertreter bestellt ist.

(5) Für Amtshandlungen der akademischen Be-
hörden sind keine Verwaltungsabgaben gemäß
§ 78 des AVG. 1950 zu entrichten."

A r t i k e l 5.

Im Akademie-Organisationsgesetz, BGBl.
Nr . 237/1955, hat der Abs. 3 des § 1 zu lauten:

„(3) Die Bestimmungen der §§ 2 (Teilnahme
an der Verwaltung), 3 (Abgrenzung der Wir-
kungsbereiche), 4 (Verfahrensrechtliche Bestim-
mungen) und 5 (Aufsichtsrecht des Bundesmini-
steriums für Unterricht) des Hochschul-Organi-
sationsgesetzes, BGBl. Nr . 154/1955, in der
Fassung des Art . 4 der EGVG.-Novelle, BGBl.
Nr. 92/1959, sind sinngemäß anzuwenden."

A r t i k e l 6.

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958,
BGBl. N r . 199, wird abgeändert wie folgt:

a) Der § 56 Abs. 2 hat zu lauten:
„Die Berufung gemäß Abs. 1 hat keine auf-

schiebende Wirkung."

b) Der § 57 hat zu lauten:
„In Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes er-

gehende Bescheide der Arbeitsämter und der
Landesarbeitsämter, die zu diesem Bundesgesetz
oder zu einer auf Grund dieses Bundesgesetzes
erlassenen Verordnung im Widerspruch stehen
oder mit denen ein dem Sinne dieses Bundes-
gesetzes widersprechender Ermessensakt gesetzt
wurde, leiden an einem mit Nichtigkeit be-
drohten Fehler (§ 68 Abs. 4 lit. d des AVG.
1950)."

c) Der § 58 wird aufgehoben.

d) Dem § 70 wird folgender Abs. 2 angefügt:
„Die §§ 76 bis 78 des AVG. 1950 und die auf

Grund dieser Bestimmungen erlassenen Ver-
ordnungen sind im Verfahren nach diesem
Bundesgesetz nicht anzuwenden."

Die bisherige Bestimmung des § 70 wird
Abs. 1.

e) Der letzte Satz des § 72 Abs. 1 wird ge-
strichen.

f) Der § 72 Abs. 2 ha t zu lauten:
„Gemäß Abs. 1 verhängte Geldstrafen können

auch durch Abzüge vom Arbeitslosengeld und
von der Notstandshilfe eingebracht werden."
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A r t i k e l 7.

Der § 12 des Arbeitsinspektionsgesetzes 4956,
BGBL Nr. 147, hat zu lauten:

„Bescheide gemäß § 9 Abs. 3 dieses Bundes-
gesetzes sind ohne vorausgegangenes Ermittlungs-
verfahren zu erlassen. Das Recht zur Einbringung
der Berufung gegen solche Bescheide und der
Instanzenzug in diesen Fällen richten sich nach
den Vorschriften, die maßgebend gewesen wären,
wenn der Bescheid von der sonst zuständigen
Verwaltungsbehörde erlassen worden wäre. Die
Berufung ist bei dem Arbeitsinspektorat einzu-
bringen, das den Bescheid erlassen hat; sie hat
keine aufschiebende Wirkung."

A r t i k e l 8.

Der § 27 Abs. 3 des Kollektivvertragsgesetzes,
BGBL Nr. 76/1947, hat zu lauten:

"Gegen die Entscheidungen der Einigungs-
ämter ist eine Berufung nicht zulässig."

A r t i k e l 9.

Der § 255 des Finanzstrafgesetzes, BGBL
Nr. 129/1958, wird aufgehoben.

A r t i k e l 10.

Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder,
die in den Artikeln 3 bis 9 nicht berücksichtigt
sind und die Bestimmungen über Gegenstände
enthalten, die in den Verwaltungsverfahrens-
gesetzen oder im EGVG. 1950 geregelt sind, ver-
lieren für jene Verwaltungsorgane, die durch das
vorliegende Bundesgesetz neu in den Art. II
Abs. 2 des EGVG. 1950 aufgenommen werden,
in dem Zeitpunkt und in dem Umfang, in dem
von ihnen die Verwaltungsverfahrensgesetze und
das EGVG. 1950 nunmehr anzuwenden sind,
ihre Geltung.

Artikel 11.

Wenn in Rechtsvorschriften auf Bestimmungen
verwiesen wird, die den Art. 3 bis 10 zufolge
nicht mehr anwendbar sind, sind die an deren
Stelle tretenden Bestimmungen der Verwaltungs-
verfahrensgesetze und des EGVG. 1950 anzu-
wenden.

ABSCHNITT III.

Übergangs- und Schlußbestimmung.

A r t i k e l 12.

(1) Die Vorschriften der §§ 69 bis 72 des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes — AVG.
1950, BGBl. Nr. 172, und des § 52 des Ver-
waltungsstrafgesetzes — VStG. 1950, BGBl.
Nr. 172, sind von den Behörden, die durch dieses
Bundesgesetz in den Art. II Abs. 2 des EGVG.
1950 neu aufgenommen werden, auch anzuwen-
den, wenn das Verfahren, das wieder aufgenom-
men werden soll oder in dem der Grund zur

Wiedereinsetzung gelegen ist, noch vor dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes abgeschlossen
worden ist.

(2) Die Vorschriften des § 31 des VStG. 1950
sind von den Behörden, für die diese Vor-
schriften erst auf Grund dieses Bundesgesetzes
Geltung erlangen, auf Verwaltungsübertretungen,
die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
begangen wurden, nur dann anzuwenden, wenn
sie für den Beschuldigten günstiger sind als die
früher bestandenen Vorschriften.

(3) Die Fristen zur Einbringung von Rechts-
mitteln gegen Bescheide, die vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes erlassen wurden,
richten sich, wenn es sich um Bescheide von Be-
hörden handelt, für die erst auf Grund dieses
Bundesgesetzes die Rechtsmittelfristen der Ver-
waltungsverfahrensgesetze gelten, nach den bis-
her geltenden Vorschriften, sofern nicht im
Abs. 1 anderes bestimmt ist.

(4) Bestimmungen der Verwaltungsverfahrens-
gesetze über eine Einschränkung oder Abkürzung
des Instanzenzuges sind auf Fälle, für die diese
Bestimmungen erst mit. dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes Geltung erlangen und in denen
die Entscheidung, gegen die nach den bisheriges
Vorschriften ein weiterer Rechtszug zulässig war,
bereits vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes ergangen ist, nicht anzuwenden.

(5) Soweit sich aus den Abs. 1 bis 4 nicht
anderes ergibt, erlangen die Vorschriften der
Verwaltungsverfahrensgesetze auch für anhängige
Verfahren Geltung.

A r t i k e l 13.

(1) Durch dieses Bundesgesetz und durch die
Verwaltungsverfahrensgesetze werden nicht be-
rührt:

a) die §§ 13, 30 Abs. 2 lit. f und 44 Abs. 2
lit. o des Hochschul-Organisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 154/1955;

b) der § 5 des Akademie-Organisationsgeset-
zes, BGBl. Nr . 237/1955;

c) die Habilitationsnorm, BGBL Nr. 232/1955;
d) die Abs. 1 und 5 des § 22 und der Abs. 2

des § 23 der Verordnung vom 31. Juli
1947, BGBl. Nr. 218, über die Geschäfts-
ordnung der Einigungsämter und des Ober-
einigungsamtes.

(2) Ferner werden durch dieses Bundesgesetz
auch Rechtsvorschriften des Bundes und der Län-
der nicht berührt, die ein Verwaltungsverfahrens-
gesetz für ein Rechtsgebiet in Geltung setzen,
für das dieses Verwaltungsverfahrensgesetz durch
das EGVG. 1950 in der Fassung des Abschnittes I
dieses Bundesgesetzes nicht in Geltung gesetzt
wird. Das EGVG. 1950 in der Fassung des Ab-
schnittes I dieses Bundesgesetzes steht auch der
Erlassung solcher Rechtsvorschriften nicht ent-
gegen.
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A r t i k e l 14.

(1) Dieses Bundesgesetz tr i t t am ersten Tag des
zweiten Kalendermonates in Kraft, der dem
Monat der Kundmachung folgt.

(2) Die Vollziehung der Abschnitte I und III
dieses Bundesgesetzes obliegt der Bundesregie-
rung. Die Vollziehung des Abschnittes II obliegt

a) hinsichtlich der Artikel 3 bis 5 dem Bun-
desministerium für Unterricht beziehungs-
weise — soweit der Artikel 3 in Betracht
kommt und es sich um Angelegenheiten
handelt, die in den Wirkungskreis des Ar-
chivamtes fallen — dem Bundeskanzleramt;

b) hinsichtlich der Artikel 6 bis 8 dem Bun-
desministerium für soziale Verwaltung;

c) hinsichtlich des Art. 9 dem Bundesmini-
sterium für Finanzen;

d) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen
der Bundesregierung.

Schärf
Raab Pittermann Helmer Tschadek
Drimmel Proksch- Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl

93. Bundesgesetz v o m 18. M ä r z 1959,
w o m i t das Gehaltsüberlei tungsgesetz geän-
de r t u n d ergänzt wi rd u n d sozialversiche-
rungsrechtliche Vorschrif ten für ausgeschie-
dene weibliche Beamte getroffen werden .

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I.

Änderung und Ergänzung des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes.

Das Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl. Nr . 22/
1947, wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 3 in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 8. Juli 1953, BGBl. Nr . 105, hat
zu lauten:

„(3) Die Voraussetzungen für die Erlangung
von Dienstposten der einzelnen Dienstzweige
— vor allem die erforderliche Vorbildung und
Ausbildung — sind nach Maßgabe der dienst-
lichen Erfordernisse durch Verordnung der Bun-
desregierung festzustellen. Prüfungsvorschriften
für Dienstzweige, die den Wirkungsbereich

a) nur einer Zentralstelle betreffen, sind vom
zuständigen Bundesministerium im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt,

b) mehrerer Zentralstellen betreffen, sind
vom Bundeskanzleramt im Einvernehmen
mit den beteiligten Bundesministerien,

c) aller Zentralstellen betreffen, von der Bun-
desregierung durch eine Verordnung zu
erlassen."

2. Nach dem Abschnitt IV a (BGBl. Nr . 182/
1955) wird folgender Abschnitt IV b eingefügt:

„ A b s c h n i t t IV b.

Zusätzliche Bestimmungen über die Versetzung
in den Ruhestand.

§ 45 j . (1) Bundesbeamte, die das 60. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, können wegen
Dienstunfähigkeit nur in den zeitlichen Ruhe-
stand im Sinne der §§ 75 bis 78 der Dienstprag-
matik, RGBl. Nr . 15/1914, oder gleichartiger Be-
stimmungen versetzt werden.

(2) Die Bestimmungen des § 79 Abs. 2 der
Dienstpragmatik oder gleichartige Bestimmungen
finden mit der Maßgabe Anwendung, daß in den
Fällen des Abs. 1 an Stelle der dreijährigen im
zeitlichen Ruhestand verbrachten Zeit, eine solche
von fünf Jahren tritt .

(3) Der im zeitlichen Ruhestand befindliche
Beamte hat seiner Dienstbehörde jede erwerbs-
mäßige Tätigkeit vor ihrer Aufnahme zu
melden."

ARTIKEL II.

Sozialversicherungsrechtliche Vorschriften.

(1) Die Verpflichtung des Dienstgebers nach
§ 311 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes, BGBl. Nr . 189/1955, entfällt, wenn ein
verheirateter weiblicher Dienstnehmer innerhalb
von zwei Jahren nach seiner Eheschließung oder
wenn ein weiblicher Dienstnehmer innerhalb von
18 Jahren nach der Geburt eines eigenen Kindes,
das im Zeitpunkt des Ausscheidens noch lebt, aus
einem pensionsversicherungsfreien Dienstverhält-
nis ausscheidet und ihm aus diesem Anlaß eine
Abfertigung gewährt wird, die mindestens
20 v. H . höher ist als der sonst vom Dienstgeber
nach § 311 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes zu leistende Überweisungsbe-
trag.

(2) In den im Abs. 1 angeführten Fällen kann
der Dienstnehmer innerhalb der im § 312 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes angege-
benen Frist, solange ein Versicherungsfall noch
nicht eingetreten ist, den Überweisungsbetrag in
der im § 311 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes angegebenen Höhe, den Über-
weisungsbetrag, den der Dienstnehmer aus An-
laß der Aufnahme in das pensionsversicherungs-
freie Dienstverhältnis erhalten hat, sowie auch
Beiträge, die dem Dienstnehmer nach § 308
Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setzes erstattet wurden, an den Pensionsversiche-
rungsträger leisten beziehungsweise zurückzahlen.

ARTIKEL III.

Artikel II dieses Bundesgesetzes tr i t t am 1. Jän-
ner 1959 in Kraft.
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ARTIKEL IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. Hinsichtlich des Art. I: Sofern in diesem
Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, jedes
Bundesministerium, und zwar insoweit, als es
oberste Dienstbehörde ist.

2. Hinsichtlich des Art. II: Das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung.

Schärf
Raab Pittermann Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl

94. Bundesgesetz vom 18. März 1959,
womit das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird

(1. Gehaltsgesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, wird
wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 2, hat zu lauten:

„(2) Der Monatsbezug besteht aus dem Gehalt
und allfälligen Zulagen (Dienstalterszulage,
Dienstzulagen, Ergänzungszulagen, Exekutiv-
dienstzulage, Wachdienstzulage, Truppendienst-
zulage, Truppenverwendungszulage, Familien-
zulagen, Teuerungszulagen)."

2. § 4 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Die Haushaltszulage gebührt

a) verheirateten Beamten;
b) verwitweten Beamten, die eine Kinder-

zulage für ein Kind erhalten, das im Zeit-
punkt des Todes des anderen Ehegatten
zum Haushalt des Beamten oder des ver-
storbenen Ehegatten gehört hat oder das
nachher geboren wurde und aus der auf-
gelösten Ehe stammt;

c) geschiedenen Beamten, wenn sie eine
Kinderzulage für ein Kind erhalten, das im
Zeitpunkt der Scheidung zum Haushalt
des Beamten oder des anderen Ehegatten
gehört hat oder das nachher geboren
wurde und aus der aufgelösten Ehe
stammt;

d) Beamten, die verpflichtet sind, für den
Unterhalt der geschiedenen Gattin ganz
oder teilweise zu sorgen."

3. Im § 4 Abs. 8 lit. a ist der Betrag von
460 S durch den Betrag von 550 S zu ersetzen.

4. § 4 Abs. 8 lit. b hat zu lauten:

„b) in den übrigen Fällen des Abs. 7 lit. a
und in den Fällen des Abs. 7 lit. b bis d
100 S."

5 .§ 4 Abs. 9 hat zu lauten:

„(9) Verheirateten Beamten weiblichen Ge-
schlechts gebühren Familienzulagen nur, wenn
die Einkünfte des Ehegatten nach § 5 des Lohn-
pfändungsgesetzes, BGBl. Nr. 51/1955, nicht der
Pfändung unterliegen oder unterliegen würden."

6. § 10 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„Der zuständige Bundesminister kann in den
Fällen des Abs. 1 Z. 1 bis 4 verfügen, daß
der Hemmungszeitraum ganz oder zum Teil
für die Vorrückung angerechnet wird. Diese
Verfügung ist nur zulässig, wenn seit dem Ab-
lauf des Hemmungszeitraumes mindestens drei
Jahre verstrichen sind und der Beamte in den
letzten drei Kalenderjahren vor der Verfügung
sowohl ein tadelloses Verhalten beobachtet hat,
als auch eine mindestens auf „gut" lautende
Gesamtbeurteilung nachweist."

7. § 20 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Einmalige Belohnungen können auch aus
Anlaß eines 25jährigen und 40jährigen Dienst-
jubiläums gewährt werden; hiebei ist auf den
Monatsbezug des Beamten Bedacht zu nehmen.
Scheidet der Beamte nach Vollendung des 35.,
aber vor Vollendung des 40. Dienstjahres aus
dem Dienststand aus, so kann die Einmalige
Belohnung, die anläßlich der Vollendung des
40. Dienstjahres gewährt wird, ihm — im Falle
seines Todes seinen Hinterbliebenen, die einen
Anspruch auf Versorgungsgenüsse haben —
schon beim Ausscheiden aus dem Dienststand
flüssig gemacht werden."

8. § 24 hat zu lauten:

„ N a t u r a l b e z ü g e .

§ 24. (1) Werden einem Beamten neben seinem
Monatsbezug Sachbezüge gewährt, so hat er
hiefür eine angemessene Vergütung zu leisten,
die im Wege der Aufrechnung hereingebracht
werden kann. Bei der Festsetzung der Höhe der
Vergütung ist auf die örtlichen Verhältnisse
sowie auf die dem Bund erwachsenden Ge-
stehungskosten Bedacht zu nehmen. Die Höhe
der Vergütung wird allgemein von der Bundes-
regierung durch Verordnung oder im Einzelfall
vom zuständigen Bundesministerium im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt und dem
Bundesministerium für Finanzen festgesetzt.

(2) Die Vergütung für Dienstkleider kann er-
mäßigt oder auch erlassen werden, wenn es das
Interesse des Bundes geboten erscheinen läßt.
Eine unentgeltliche Überlassung von Dienst-
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kleidern in das Eigentum des Beamten ist jedoch
nur zulässig, wenn die Tragdauer abgelaufen ist."

9. § 26 Abs. 3 hat Zu lauten:

„(3) Eine Abfertigung gebührt außerdem

1. einem verheirateten Beamten weiblichen
Geschlechts, wenn er innerhalb von zwei Jahren
nach seiner Eheschließung freiwillig aus dem
Dienstverhältnis austritt;

2. einem Beamten weiblichen Geschlechts,
wenn er innerhalb von 18 Jahren nach der Ge-
burt eines eigenen Kindes, das im Zeitpunkt
des Ausscheidens noch lebt, freiwillig aus dem
Dienstverhältnis austritt."

10. An die Stelle des Abs. 2 des § 27 treten
folgende Bestimmungen:

„(2) Die Abfertigung beträgt in den Fällen des
§ 26 Abs. 3 für jedes volle für die Bemessung
des Ruhegenusses anrechenbare Dienstjahr das
Einfache des Monatsbezuges. Dazu tritt nach
einer Dauer der für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbaren Dienstzeit von

1 Jahr das Einfache,
3 Jahren das Zweifache,
5 Jahren das Dreifache,

10 Jahren das Vierfache,
15 Jahren das Sechsfache,
20 Jahren das Neunfache,
25 Jahren das Zwölffache

des Monatsbezuges.

(3) Tritt ein Beamter, der sich im Ruhestand
befunden hat, nach Wiederantritt des Dienstes
(Reaktivierung) gemäß § 26 Abs. 3 aus dem
Dienstverhältnis aus, so ist die Summe der
während der Dauer des Ruhestandes empfan-
genen Ruhegenüsse und der auf die Zeit des Ruhe-
standes entfallenden Sonderzahlungen in die Ab-
fertigung gemäß Abs. 2 einzurechnen."

11. Der Abs. 7 des § 33 erhält die Bezeichnung
Abs. 8; als neuer Abs. 7 ist einzufügen:

„(7) Wird ein Beamter der Verwendungs-
gruppe D in die Dienstklasse IV befördert, so
wird die in der höchsten Gehaltsstufe der Dienst-
klasse III Verbrachte Zeit bis zum Ausmaß von
vier Jahren für die Vorrückung in der Dienst-
klasse IV angerechnet. Die Bestimmungen der
§§ 8 bis 11 sind sinngemäß anzuwenden."

12. § 33 Abs. 8 hat zu lauten:

„(8) Wird ein Beamter der Verwendungs-
gruppe C in die Dienstklasse V befördert, so
wird ihm abweichend von den Bestimmungen
des Abs. 4 die in den Gehaltsstufen 4, 5 und 6
der Dienstklasse IV verbrachte Zeit für die Vor-
rückung in der Dienstklasse V angerechnet. Die
Bestimmungen der §§ 8 bis 11 sind sinngemäß
anzuwenden."

13. § 35 Abs. 2 und 3 hat zu lauten:

„(2) Wird ein Beamter der Dienstklassen I, II
oder III aus der Verwendungsgruppe E, D oder C
in die Verwendungsgruppe B oder aus der Ver-
wendungsgruppe B in die Verwendungsgruppe A
überstellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für
die Erreichung seiner Gehaltsstufe als Beamter
der bisherigen Verwendungsgruppe im Wege der
Zeitvorrückung notwendig ist, in dem sechs Jahre
übersteigenden Ausmaß als Beamter der höheren
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte; der Zeit-
raum von sechs Jahren vermindert sich bei einer
Überstellung in die Verwendungsgruppe B auf
vier Jahre, wenn der Beamte das Anstellungs-
erfordernis für diese Verwendungsgruppe durch
Ablegung der Reifeprüfung an einer mittleren
Lehranstalt erfüllt. Wenn es für den Beamten
günstiger ist, ist er jedoch so zu behandeln, als
ob er die Hälfte der Zeit, die er nach Erfüllung
des gemeinsamen Anstellungserfordernisses für
die höhere Verwendungsgruppe in einer niedri-
geren Verwendungsgruppe zurückgelegt hat, in
der höheren Verwendungsgruppe verbracht
hätte.

(3) Wird ein Beamter der Dienstklassen I, II
oder III aus der Verwendungsgruppe E, D oder C
in die Verwendungsgruppe A überstellt, so ge-
bührt ihm die Gehaltsstufe, die sich ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner Gehaltsstufe als Beamter der bisherigen
Verwendungsgruppe im Wege der Zeitvorrük-
kung notwendig ist, in dem zehn Jahre über-
steigenden Ausmaß als Beamter der höheren Ver-
wendungsgruppe zurückgelegt hätte. Wenn es
für den Beamten günstiger ist, ist er jedoch so zu
behandeln, als ob er die Hälfte der Zeit, die er
nach Erfüllung der gemeinsamen Anstellungs-
erfordernisse für die Verwendungsgruppe A in
einer niedrigeren Verwendungsgruppe zurück-
gelegt hat, in der höheren Verwendungsgruppe
verbracht hätte."

14. § 35 Abs. 5 und 6 hat zu lauten:

„(5) Durch eine Überstellung nach Abs. 1,
Abs. 2 erster Satz und Abs. 3 erster Satz wird
der Vorrückungstermin nicht berührt.

(6) Ist der jeweilige Gehalt in der neuen Ver-
wendungsgruppe niedriger als der Gehalt, der
dem Beamten jeweils in einer niedrigeren Ver-
wendungsgruppe zukommen würde, so gebührt
dem Beamten eine für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare Ergänzungszulage auf
diesen Gehalt."

15. Dem Abs. 7 des § 35 sind folgende Sätze
anzufügen :

„Dem Beamten gebühren jedoch mindestens
die Gehaltsstufe und der Vorrückungstermin, die
sich ergeben würden, wenn er die in der bis-
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herigen Verwendungsgruppe anrechenbare Ge-
samtdienstzeit in dem Ausmaß als Beamter der
höheren Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte,
das sich bei sinngemäßer Anwendung der Abs. 1
bis 3 ergeben würde. Wurde der Beamte gemäß
§ 33 Abs. 3 vor dem Zeitpunkt der Zeitvor-
rückung in die Dienstklasse III befördert, so ist
der Zeitraum, um den die Beförderung vor dem
Zeitpunkt der Zeitvorrückung liegt, der an-
rechenbaren Gesamtdienstzeit zuzurechnen."

16. Dem Abs. 1 des § 36 ist folgender Satz
anzufügen :

„Wird ein Beamter der Allgemeinen Verwal-
tung, der in eine höhere Verwendungsgruppe
überstellt worden ist, in eine niedrigere Verwen-
dungsgruppe überstellt, so ist er so zu behan-
deln, als ob er bis zur Überstellung in die niedri-
gere Verwendungsgruppe in der Verwendungs-
gruppe geblieben wäre, aus der er in die höhere
Verwendungsgruppe überstellt worden ist."

17. § 36 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Ist der Gehalt, den der Beamte in der
niedrigeren Verwendungsgruppe nach Abs. 1
oder 2 erhält, niedriger als der bisherige Gehalt,
so gebührt dem Beamten eine nach Maßgabe des
Erreichens eines höheren Gehalts einzuziehende,
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare
Ergänzungszulage auf den bisherigen Gehalt; für
die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare
Zulagen sind bei der Ermittlung der Ergänzungs-
zulage dem Gehalt zuzurechnen."

18. § 38 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Beamten des rechtskundigen Dienstes
bei den Bundespolizeibehörden gebührt,

1. solange er im Exekutivdienst verwendet
wird,

2. wenn er infolge eines im Exekutivdienst
erlittenen Dienstunfalles nicht mehr in diesem
Dienst verwendet werden kann,
eine Exekutivdienstzulage von 150 S. Die Exe-
kutivdienstzulage gebührt auch dem Beamten des
höheren Dienstes an Justizanstalten."

19. Im § 39 Abs. 1 ist die Gehaltstabelle wie
folgt zu ändern:

1. Die Verwendungsgruppe P 3 erhält die Ge-
haltsansätze der bisherigen Verwendungsgruppe
P 2.

2. Die Verwendungsgruppe P 2 erhält die um
jeweils 45 S erhöhten Gehaltsansätze der Ver-
wendungsgruppe P 3 gemäß Z. 1.

3. Die Verwendungsgruppe P 1 erhält die um
jeweils 45 S erhöhten Gehaltsansätze der Ver-
wendungsgruppe P 2 gemäß Z. 2.

20. Nach § 55 Abs. 3 ist folgender Abs. 4 ein-
zufügen :

„(4) Die Bestimmungen des § 10 Abs. 1 Z. 3
und des § 10 Abs. 3 sind auf Lehrer mit der
Abweichung anzuwenden, daß an die Stelle des
Kalenderjahres das Schuljahr tritt . Als Schuljahr
gilt der Zeitraum vom 1. September bis zum
31. August."

21. An die Stelle der Abs. 3 bis 5 des § 58
treten folgende Bestimmungen:

„(3) Den nachstehend angeführten Gruppen
von Lehrern der Verwendungsgruppe L 3 ge-
bührt eine Dienstzulage:

a) Fremdsprachlehrern an Hauptschulen,

b) Musiklehrern an mittleren Lehranstalten
mit der Lehrbefähigungsprüfung (Staats-
prüfung) aus Gesang,

c) Arbeitslehrerinnen an Hauptschulen oder
Sonderschulen mit der Befähigung zum
Unterricht in Mädchenhandarbeit und
Hauswirtschaft an Hauptschulen,

d) Lehrerinnen für weibliche Handarbeit oder
für Hauswirtschaft an mittleren Lehranstal-
ten (einschließlich der Übungsschulen) mit
der Befähigung zum Unterricht in Mäd-
chenhandarbeit und Hauswirtschaft an
Hauptschulen,

e) Sonderkindergärtnerinnen.

(4) Die Dienstzulage beträgt

in den Gehaltsstufen 1 bis 5 120 S,
in den Gehaltsstufen 6 bis 11 180 S,
ab der Gehaltsstufe 12 270 S.

(5) Wird von einer der im Abs. 3 lit. c ange-
führten Arbeitslehrerinnen die Lehrverpflichtung
zum Teil an der Volksschule erfüllt, so vermin-
dert sich die Dienstzulage im Verhältnis der an
der Volksschule geleisteten Stunden zum Gesamt-
ausmaß ihrer Lehrverpflichtung.

(6) Die Dienstzulagen nach den Abs. 1 bis 5
sind für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbar. Im Falle des Abs. 5 ist der Bemessung
des Ruhegenusses der Durchschnittsbetrag der
während der letzten fünf Jahre zustehenden
Dienstzulage zugrundezulegen."

22. An die Stelle der Abs. 3 bis 7 des § 59
treten folgende Bestimmungen:

„(3) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 V,
die die Erfordernisse für die Anstellung in der
Verwendungsgruppe L 2 HS erfüllen und auf
einem für Lehrer dieser Verwendungsgruppe vor-

schule verwendet werden, gebührt für die Dauer
dieser Verwendung eine Dienstzulage im Ausmaß
des Unterschiedsbetrages zwischen ihrem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienstalters-
zulage) und dem Gehalt (einschließlich einer all-
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fälligen Dienstalterszulage) eines Lehrers der Ver-
wendungsgruppe L 2 HS in der gleichen Gehalts-
stufe. Dies gilt sinngemäß auch dann, wenn ein
Lehrer der Verwendungsgruppe L 2 V oder ein
Lehrer der Verwendungsgruppe L 2 HS die Er-
fordernisse für eine Anstellung in der Verwen-
dungsgruppe L 2 B erfüllt und auf einem für
Lehrer dieser Verwendungsgruppe vorgesehenen
Dienstposten verwendet wird.

(4) Lehrern der Verwendungsgruppe L 3, die die
im § 58 Abs. 3 lit. c und d angeführte Befähi-
gung aufweisen und auf einem der in diesen Be-
stimmungen angeführten Dienstposten verwen-
det werden, ohne auf einen solchen Dienstposten
ernannt zu sein, ferner Kindergärtnerinnen mit
der Befähigung für Sonderkindergärten, die an
solchen verwendet werden, sowie Kindergärt-
nerinnen, die an Übungskindergärten verwendet
werden, gebührt für die Dauer dieser Verwen-
dung eine Dienstzulage im Ausmaß der Dienst-
zulage gemäß § 58 Abs. 4; § 58. Abs. 5 gilt sinn-
gemäß.

(5) Die Dienstzulagen nach den Abs. 1 bis 4
sind für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbar, wenn die Verwendung, die den An-
spruch auf die Dienstzulage begründet, minde-
stens ein Jahr gedauert hat und der Lehrer im
Zeitpunkt der Versetzung oder des Übertrittes
in den Ruhestand noch in dieser Verwendung
gestanden ist. Auf Arbeitslehrerinnen, deren
Dienstzulage sich nach § 58 Abs. 4 und 5 richtet,
ist § 58 Abs. 6 zweiter Satz sinngemäß anzu-
wenden.

(6) Klassenlehrern an einklassigen Volksschulen
gebührt, wenn sie ein Jahr ununterbrochen in
einer solchen Verwendung gestanden sind, für
die Dauer jeder weiteren solchen Verwendung
eine Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt für
Klassenlehrer
an ungeteilten einklassigen Volksschulen . . 180 S,

an geteilten einklassigen Volksschulen . . . . 250 S.
(7) Lehrern an zweisprachigen Schulklassen mit

der Befähigung zur Unterrichtserteilung in bei-
den Sprachen gebührt für die Dauer dieser Ver-
wendung eine Dienstzulage von 120 S.

(8) Die Dienstzulagen nach den Abs. 6 und 7
sind für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbar, wenn der Lehrer in den letzten drei
Jahren vor seiner Versetzung oder seinem Über-
tr i t t in den Ruhestand in einer den Anspruch
auf diese Dienstzulage begründenden Verwen-
dung gestanden ist. Die Dienstzulage nach Abs. 6
ist für den Ruhegenuß auch dann anrechenbar,
wenn der Lehrer ununterbrochen durch min-
destens zehn Jahre in einer den Anspruch auf
diese Dienstzulage begründenden Verwendung
gestanden ist und der Anspruch erst in den
letzten zwei Jahren vor seiner Versetzung oder
seinem Übertri t t in den Ruhestand weggefallen
ist.

(9) Von den Dienstzulagen nach den Abs. 1, 2,
3, 4, 6 und 7 und dem diesen Dienstzulagen ent-
sprechenden Teil der Sonderzahlung ist der Pen-
sionsbeitrag zu entrichten."

23. § 60 hat zu lauten:

„§ 60. (1) Lehrern der Verwendungsgruppe
L 2 V, die, ohne die Voraussetzungen für eine
Anstellung in der Verwendungsgruppe L 2 HS
zu erfüllen, auf einem für Lehrer dieser Verwen-
dungsgruppe vorgesehenen Dienstposten an einer
Hauptschule, einer Sonderschule oder einer
Übungsschule verwendet werden, gebührt für
die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage
in der Höhe von 120 S, höchstens jedoch in der
Höhe des Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt
und dem Gehalt eines Lehrers der Verwendungs-
gruppe L 2 HS in der gleichen Gehaltsstufe.

(2) Lehrerinnen (Kindergärtnerinnen) der Ver-
wendungsgruppe L 3, die — ohne die im § 58
Abs. 3 lit. c, d oder e angeführten Befähigungen
aufzuweisen — auf einem der in diesen Bestim-
mungen angeführten Dienstposten verwendet
werden sowie Religionslehrern der Verwendungs-
gruppe L 3, die an Hauptschulen oder Sonder-
schulen verwendet werden, gebührt für die
Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage von
80 S; § 58 Abs. 5 gilt sinngemäß.

(3) Lehrern, die an Bundeserziehungsanstalten,
Bundeskonvikten, Blindeninstituten, Taubstum-
meninstituten oder an gleichartigen Anstalten
als Erzieher verwendet werden, gebührt für die
Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage, die
durch die Verwendungsgruppe und durch die
Dienstzulagenstufe bestimmt wird. Sie beträgt

(4) Die Dienstzulage gebührt im vollen Aus-
maß, wenn der Lehrer in einem Umfang als Er-
zieher beschäftigt wird, der zumindest einer Be-
schäftigung mit zwei Dritteln seiner Lehrver-
pflichtung als Lehrer gleichkommt. Das Ausmaß
der vergleichbaren Tätigkeit als Lehrer ist vom
zuständigen Bundesministerium im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzleramt festzustellen,
wobei davon auszugehen ist, daß eine Beschäfti-
gung als Erzieher an Bundeserziehungsanstalten
und Bundeskonvikten mit einer Diensteinteilung,
nach der der Erzieher nach jeweils zwei Tagen
Dienst einen Tag dienstfrei ist, einer Unter-
richtserteilung mit zwei Dritteln der vollen Lehr-
verpflichtung eines Lehrers entspricht.
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(5) Die Dienstzulage gebührt nicht, wenn der
Beschäftigungsumfang als Erzieher weniger als
einem Drittel der Lehrverpflichtung eines Leh-
rers entspricht; in allen übrigen Fällen, in denen
der Beschäftigungsumfang als Erzieher unter der
im Abs. 4 angeführten Grenze liegt, gebührt die
Dienstzulage im halben Ausmaß.

(6) Für die Vorrückung in die höheren Dienst-
zulagenstufen sind die Bestimmungen der §§ 8
bis 11 mit der Abweichung sinngemäß anzuwen-
den, daß die Frist für die Vorrückung vier Jahre
beträgt; hiebei sind Zeiten, die in einer Verwen-
dung zurückgelegt wurden, die den Anspruch
auf die volle Dienstzulage gewährt hat oder ge-
währt hätte, voll, wenn die Verwendung aber
nur Anspruch auf die halbe Dienstzulage ge-
währt hat oder gewährt hätte, zur Hälfte für
die Vorrückung in die höhere Dienstzulagenstufe
anzurechnen."

24. § 62 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Wird ein Lehrer aus der Verwendungs-
gruppe L 3 in eine der Verwendungsgruppen L 2
oder aus einer der Verwendungsgruppen L 2 in
die Verwendungsgruppe L 1 überstellt, so ge-
bührt ihm die Gehaltsstufe, die sich ergeben
würde, wenn er die Zeit, die für die Erreichung
seiner Gehaltsstufe als Lehrer der bisherigen Ver-
wendungsgruppe notwendig ist, in dem sechs
Jahre übersteigenden Ausmaß als Lehrer der
höheren Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte;
der Zeitraum von sechs Jahren vermindert sich
bei einer Überstellung in eine der Verwendungs-
gruppen L 2 auf 4 Jahre, wenn der Lehrer das
Anstellungserfordernis für diese Verwendungs-
gruppe durch Ablegung der Reifeprüfung an
einer mittleren Lehranstalt erfüllt. Wenn es für
den Lehrer günstiger ist, ist er jedoch so zu be-
handeln, als ob er die Hälfte der Zeit, die er
nach Erfüllung des gemeinsamen Anstellungs-
erfordernisses für die höhere Verwendungsgruppe
in einer niedrigeren Verwendungsgruppe zurück-
gelegt hat, in der höheren Verwendungsgruppe
verbracht hätte.

(2) Wird ein Lehrer aus der Verwendungs-
gruppe L 3 in die Verwendungsgruppe L 1 über-
stellt, so gebührt ihm die Gehaltsstufe, die sich
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die
Erreichung seiner Gehaltsstufe als Lehrer der
Verwendungsgruppe L 3 notwendig ist, in dem
zwölf Jahre übersteigenden Ausmaß als Lehrer
der Verwendungsgruppe L 1 zurückgelegt hätte;
der Zeitraum von zwölf Jahren vermindert sich
auf zehn Jahre, wenn der Lehrer die Reifeprü-
fung an einer mittleren Lehranstalt abgelegt hat.
Wenn es für den Lehrer günstiger ist, ist er je-
doch so zu behandeln, als ob er die Hälfte der
Zeit, die er nach Erfüllung des gemeinsamen An-
stellungserfordernisses für die Verwendungs-
gruppe L 1 in einer niedrigeren Verwendungs-

gruppe zurückgelegt hat, in der Verwendungs-
gruppe L 1 verbracht hätte."

25. Die Abs. 4 und 5 des § 62 erhalten die
Bezeichnung Abs. 5 und 6; als Abs. 4 wird ein-
gefügt:

„(4) Bei Überstellungen nach den Abs. 1 bis 3
ist die in der höchsten Gehaltsstufe einer Ver-
wendungsgruppe verbrachte Zeit bis zum Aus-
maß von vier Jahren für die Vorrückung und
den Anfall einer Dienstalterszulage anzurechnen.
Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11 sind sinn-
gemäß anzuwenden."

26. § 62 Abs. 5 und 6 hat zu lauten:

„(5) Durch eine Überstellung nach Abs. 1 erster
Satz, Abs. 2 erster Satz und Abs. 3 wird der
Vorrückungstermin nicht berührt.

(6) Ist der jeweilige Gehalt in der neuen Ver-
wendungsgruppe niedriger als der Gehalt, der
dem Lehrer jeweils in einer niedrigeren Verwen-
dungsgruppe zukommen würde, so gebührt dem
Lehrer eine für die Bemessung des Ruhegenusses
anrechenbare Ergänzungszulage auf diesen Ge-
halt; für die Bemessung des Ruhegenusses an-
rechenbare Zulagen sind bei der Ermittlung der
Ergänzungszulage dem Gehalt zuzurechnen."

27. Dem § 63 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen :

„Wird ein Lehrer, der in eine höhere Verwen-
dungsgruppe überstellt worden ist, in eine
niedrigere Verwendungsgruppe überstellt, so ist
er so zu behandeln, als ob er bis zur Überstel-
lung in die niedrigere Verwendungsgruppe in der
Verwendungsgruppe verblieben wäre, aus der er
in die höhere Verwendungsgruppe überstellt
worden ist."

28. Dem § 72 Abs. 4 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Hiebei ist § 35 Abs. 2 zweiter Satz mit der
Abweichung anzuwenden, daß die Dienstzeit so
weit anzuredinen ist, als nicht Abs. 3 Anwen-
dung findet."

29. § 74 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„Dem Wachebeamten gebührt,
1. solange er im Wacheexekutivdienst verwendet

wird,
2. wenn er infolge eines im Wacheex€kutivdienst

erlittenen Dienstunfalles nicht mehr in diesem
Dienst verwendet werden kann,

eine Wachdienstzulage."

30. Dem § 75 Abs. 4 ist folgender Satz anzu-
fügen :

„Hiebei ist § 35 Abs. 2 zweiter Satz mit der
Abweichung anzuwenden, daß die Dienstzeit so
weit anzurechnen ist, als nicht Abs. 3 Anwen-
dung findet."
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31. Nach § 75 Abs. 4 ist folgender Abs. 5 ein-
zufügen:

„(5) Ist nach den Ausbildungsvorschriften für
Dienstposten der Verwendungsgruppe H 1 die
Absolvierung eines Hochschulstudiums und die
Zurücklegung einer Dienstzeit in der Verwen-
dungsgruppe H 2 vorgeschrieben, so ist anläß-
lich der Überstellung in die Verwendungsgruppe
H 1 -die vor der Anstellung zurückgelegte Zeit
des Hochschulstudiums in der Verwendungs-
gruppe H 2 anzurechnen."

32. § 77 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Berufsoffizier gebührt,
1. solange er im Truppendienst verwendet wird,
2. wenn er infolge eines im Truppendienst er-

littenen Dienstunfalles nicht mehr in diesem
Dienst verwendet werden kann,

eine Truppendienstzulage von 150 S."

33. Nach § 79 ist folgender § 79 a einzufügen:

„ T r u p p e n v e r w e n d u n g s z u l a g e .
§ 79 a. Dem zeitverpflichteten Soldaten ge-

bührt,
1. solange er im Truppendienst verwendet wird,
2. wenn er infolge eines im Truppendienst erlit-

tenen Dienstunfalles nicht mehr in diesem
Dienst verwendet werden kann,

eine Truppenverwendungszulage. Sie beträgt
in der Verwendungsgruppe H 4 75 S,
in der Verwendungsgruppe H 3 90 S."

34. § 83 Abs. 3 letzter Satz hat zu lauten:

„Solche Verfügungen sind nur bis 31. Dezem-
ber 1959 zulässig."

35. § 83 Abs. 4 letzter Satz hat zu lauten:

„Diese Personalzulage gilt als Teil des Monats-
bezuges (§ 3); sie ist nach Maßgabe des Errei-
chens eines höheren Gehaltes zufolge Beförde-
rung einzuziehen."

36. Nach § 83 Abs. 6 sind folgende Abs. 7, 8
und 9 einzufügen:

„(7) Für Beamte, für die gemäß Abs. 3 ein maß-
gebender Tag festgesetzt wurde oder die mit
Wirksamkeit von einem vor dem 1. Jänner 1960
liegenden Tag gemäß § 33 Abs. 3 in die Dienst-
klasse III befördert wurden, wird dieser Tag um
den Zeitraum vorverlegt, der diesen Beamten
durch eine zusätzliche Anrechnung von Vor-
dienstzeiten auf Grund der Vordienstzeitenver-
ordnung 1957, BGBl. Nr. 228, für die Vor-
rückung angerechnet wurde. Die Berichtigung
tritt mit dem Tag ein, mit dem die zusätzliche
Anrechnung der Vordienstzeiten wirksam wird.

(8) Für Personen, auf die Abs. 3 oder § 33
Abs. 3 bis zum 31. Dezember 1959 nicht ange-

wendet werden kann, weil die Voraussetzungen
des § 33 Abs. 3 noch nicht gegeben sind, kann
auch nach dem 31. Dezember 1959 ein für die
Beförderung in die Dienstklasse III maßgebender
Tag festgesetzt werden, wenn die Voraussetzun-
gen des § 33 Abs. 3 durch die zusätzliche Anrech-
nung von Vordienstzeiten auf Grund der Vor-
dienstzeitenverordnung 1957 erfüllt werden.

(9) Die zusätzliche Anrechnung im Sinne der
Abs. 7 und 8 ist durch einen Vergleich der An-
rechnung der Vordienstzeiten des Beamten nach
der Vordienstzeitenverordnung, BGBl. Nr. 73/
1948, und der Vordienstzeitenverordnung 1957
zu ermitteln; hiebei ist dem Ergebnis der An-
rechnung nach der Vordienstzeitenverordnung,
BGBl. Nr. 73/1948, der Zeitraum zuzurechnen,
der nach § 4 Abs. 1 lit. c dieser Verordnung nicht
angerechnet werden konnte, höchstens aber im
Falle einer Aufnahme in die Verwendungs-
gruppe D zwei Jahre und im Falle einer Auf-
nahme in die Verwendungsgruppe C vier Jahre."

37. Nach § 85 ist folgender § 85 a einzufügen:

„§ 85 a. Die nach § 11 des Beamten-Über-
leitungsgesetzes für die Vorrückung in höhere
Bezüge angerechneten Zeiträume sind der für die
Bemessung der Dienstzulage in der Verwendungs-
gruppe W 3 maßgebenden Dienstzeit zuzurech-
nen, wenn unmittelbar vor den nach § 11 des
Beamten-Überleitungsgesetzes angerechneten
Zeiträumen und nach dem 27. April 1945 eines
der im § 73 Abs. 1 zweiter Satz bezeichneten
Dienstverhältnisse bestand."

38. Nach § 85 a sind folgende §§ 85 b und 85 c
einzufügen:

„§ 85 b. (1) Die Dienstzulage gemäß § 58 Abs. 4
erhöht sich für Fremdsprachlehrer der Verwen-
dungsgruppe L 3 mit der Lehrbefähigung für den
Fremdsprachunterricht an Volks- und Haupt-
schulen um 75 S.

(2) Übungskindergärtnerinnen der Verwen-
dungsgruppe L 3 gebührt eine für die Bemessung
des Ruhegenusses anrechenbare Dienstzulage im
Ausmaß der Dienstzulage gemäß § 58 Abs. 4.

§ 85 c. (1) Auf zeitverpflichtete Soldaten, die
Vertragsbedienstete des Bundesheeres gewesen
sind, ist § 78 Abs. 2 erster Satz mit der Abwei-
chung anzuwenden, daß die Zeit der Verwendung
als Vertragsbediensteter des Bundesheeres ab
22. September 1955 für die Vorrückung anzurech-
nen ist.

(2) Die im Abs. 1 genannten zeitverpflichteten
Soldaten sind ab ihrer Ernennung, frühestens ab
1. Jänner 1959, so zu behandeln, als ob sie am
1. Juli 1956 zum zeitverpflichteten Soldaten er-
nannt worden wären."
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Artikel II.

Es treten in Kraft:

1. die Bestimmungen des Art. I Z. 1, 2, 4, 5,
7, 8, 11, 16, 17, 19, 20, 25, 31, 33, 34, 35, 36
und 37 mit 1. Feber 1956;

2. die Bestimmungen des Art. I Z. 3, 6, 9, 10,
12, 13, 14, 15, 18, 21, 22, 23, 24, 26, 27, 28, 29,
30, 32 und 38 mit 1. Jänner 1959.

Artikel III.

Ergibt sich bei der sinngemäßen Anwendung
der im Art. II Z. 2 genannten Bestimmungen
eine günstigere bezugsrechtliche Stellung als die,
in der sich der Beamte am 31. Dezember 1958
befand, so ist ihm die günstigere bezugsrechtliche
Stellung mit Wirkung vom 1. Jänner 1959 zu-
zuerkennen, wenn der Beamte dies bis 31. De-
zember 1959 beantragt. Stellt der Beamte den
Antrag später, so ist ihm diese Stellung mit dem
auf die Einbringung des Antrages folgenden
Monatsersten zuzuerkennen.

Artikel IV.

(1) Die Bestimmungen des Gehaltsgesetzes 1956,
die durch die im Art. II Z. 2 genannten Bestim-
mungen geändert werden, sind — sofern in den
Abs. 2 bis 4 nicht etwas anderes bestimmt wird —
in der bis zum 31. Dezember 1958 geltenden
Fassung auf Bezugsansprüche anzuwenden, die
vor dem 1. Jänner 1959 Hegende Zeiträume be-
treffen.

(2) Auf Lehrer, die an Bundeserziehungsanstal-
ten, Bundeskonvikten, Blindeninstituten, Taub-
stummeninstituten oder an gleichartigen Anstal-
ten als Erzieher verwendet werden, sind die Be-
stimmungen des § 60 Abs. 3 in der ursprüng-
lichen Fassung und des § 60 Abs. 4 und 5 in der
Fassung des Art. I Z. 23 für die Zeit vom
1. Feber 1956 bis 31. Dezember 1958 anzu-
wenden.

(3) Den im § 58 Abs. 3 lit. c und d in der Fas-
sung des Art. I Z. 21 genannten Lehrerinnen ge-
bührt für die Zeit vom 1. Jänner 1958 bis
31. Dezember 1958 eine Dienstzulage. Sie be-
trägt
in den Gehaltsstufen 1 bis 5 120 S,
in den Gehaltsstufen 6 bis 11 180 S,
ab der Gehaltsstufe 12 240 S.
Die Bestimmungen des § 58 Abs. 5 und 6 in der
Fassung des Art. I Z. 21 sind auf diese Dienst-
zulagen anzuwenden.

(4) Lehrerinnen der Verwendungsgruppe L 3,
die — ohne die im § 58 Abs. 3 lit. c und d in
der Fassung des Art. I Z. 21 angeführten Be-
fähigungen aufzuweisen — auf einem der in die-
sen Bestimmungen angeführten Dienstposten
verwendet werden, gebührt für die Zeit vom
1. Jänner 1958 bis 31. Dezember 1958 eine
Dienstzulage von 80 S ; § 58 Abs. 5 in der Fas-
sung des Art. I Z. 21 gilt sinngemäß.

Artikel V.

Sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt ist, ist mit seiner Vollziehung jedes
Bundesministerium, u. zw. insoweit betraut, als
es oberste Dienstbehörde ist.

Schärf
Raab Pittermann Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl

95. Bundesgesetz vom 18. März 1959,
mit dem das Landwirtschaftliche Zuschuß-
rentenversicherungsgesetz abgeändert und
ergänzt wird (Novelle zum Landwirtschaft-

lichen Zuschußrentenversicherungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Landwirtschaftliche Zuschußrentenversiche-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 293/1957, wird abgeändert
und ergänzt wie folgt:

1. a) Dem § 3 Abs. 1 sind folgende Bestimmun-
gen als Z. 4 und 5 anzufügen:

„4. Personen, die aus einer Pensionsversiche-
rung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetz, BGBl. Nr. 189/1955, oder nach dem
Notarversicherungsgesetz 1938, BGBl. Nr. 2,
oder nach dem Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/
1957, eine Rente aus dem Versicherungsfall des
Alters oder der geminderten Arbeitsfähigkeit
beziehungsweise der Erwerbsunfähigkeit be-
ziehen, sofern die Rente (Grundbetrag und
Steigerungsbeträge) bei unverheirateten Personen
550 S, bei verheirateten Personen 750 S monat-
lich überschreitet, für die Dauer eines solchen
Rentenbezuges;

5. Angehörige der Orden und Kongregationen
der katholischen Kirche sowie Angehörige der
Diakonissenanstalten dar evangelischen Kirche
A. B. und H. B."

b) Im § 3 Abs. 2 sind die Worte „sofern nicht
für den Ehegatten ein Ausnahmegrund nach
Abs. 1 vorliegt" durch die Worte „sofern nicht
der Ehegatte von der Pflichtversicherung nach
Abs. 1 ausgenommen oder gemäß § 171 befreit
ist" zu ersetzen.

2. Im § 4 Abs. 1 Z. 1 sind die Worte „neun
Monate" durch die Worte „acht Monate" zu
ersetzen.

3. Dem § 5 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

„(4) Bei Witwen (Witwern), die den Betrieb des
verstorbenen Ehegatten (der verstorbenen Ehe-
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gattin) länger als drei Jahre fortgeführt haben,
sind zur Erfüllung der Vorversicherungszeiten
nach Abs. 1 die Pflichtversicherungszeiten, die der
verstorbene Ehegatte (die verstorben« Ehegattin)
in der landwirtschaftlichen Zuschußrenten-
versicherung erworben hat oder bei früherem
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes er-
worben hätte, den aus der eigenen Zuschuß-
rentenversicherung der Witwe (des Witwers) er-
worbenen Pflichtversicherungszeiten hinzuzu-
rechnen."

4. § 11 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die im § 2 Abs. 1 Z. 1 genannten Per-
sonen haben bis 31. März eines jeden Jahres
beim Träger der landwirtschaftlichen Zuschuß-
rentenversicherung eine Meldung über die Per-
sonen zu erstatten, die in dem in Betracht kom-
menden Betrieb im letztvorangegangenen Jahr

a) eine die Pflichtversicherung begründende
Erwerbstätigkeit oder Beschäftigung auf-
genommen,

b) eine die Pflichtversicherung begründende
Erwerbstätigkeit oder Beschäftigung be-
endet haben.

Tritt ein Wechsel in der Person des Betriebs-
inhabers ein, hat der Übernehmer die Über-
nahme des Betriebes binnen einem Monat nach
dem Tag der Übernahme dem Träger der land-
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherung zu
melden."

5. a) Im § 60 Abs. 1 Z. 1 ist die Zitierung
„Abs. 2" durch die Zitierung „Abs. 3" zu er-
setzen.

b) Im § 60 Abs. 1 Z. 3 sind nach dem Wort
„Zeiten" die Worte „vor dem 1. April 1959"
einzufügen.

6. a) Im § 63 Abs. 4 ist nach dem Wort „muß"
ein Beistrich zu setzen; anschließend sind die
Worte „unbeschadet der Bestimmungen des
Abs. 5," einzufügen.

b) Dem § 63 ist folgender Abs. 5 anzufügen:
„(5) Fallen in den Zeitraum der letzten zehn be-

ziehungsweise 20 Kalenderjahre vor dem Stichtag
(§ 57 Abs. 2) Zeiten der nachstehend bezeich-
neten Art, so verlängert sich der Zeitraum um
diese Zeiten:

1. Zeiten vor dem 1. Jänner 1950, in denen
der Versicherte im Gebiete der Republik Öster-
reich durch Ausplünderung, Ausbombung oder
sonstige Kriegseinwirkung daran gehindert war,
seine selbständige Erwerbstätigkeit im Sinne des
§ 60 Abs. 1 Z. 1 fortzusetzen;

2. Zeiten vor dem 1. Jänner 1956, in denen
der Versicherte im Gebiete der Republik Öster-
reich durch Maßnahmen einer Besatzungsmacht
daran gehindert war, seine selbständige Erwerbs-

tätigkeit im Sinne des § 60 Abs. 1 Z. 1 fort-
zusetzen;

3. Zeiten nach der Übergabe des Betriebes an
Kinder, Enkel, Wahl-, Stief- und Schwieger-
kinder, Geschwister und Geschwisterkinder bis
zur Vollendung des 65., bei Frauen des 60. Le-
bensjahres, in denen der Versicherte

a) nicht nach diesem Bundesgesetz in der
landwirtschaftlichen Zuschußrentenversiche-
rung oder nach einem anderen Bundesgesetz
in einer Pensionsversicherung pflicht-
versichert ist und

b) seinen Lebensunterhalt überwiegend aus
den ihm auf Grund der Übergabe des
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes zu-
stehenden Leistungen bestreitet."

7. § 69 hat zu lauten:

„ A l t e r s ( E r w e r b s u n f ä h i g k e i t s ) -
z u s c h u ß r e n t e f ü r W i t w e n ( W i t -
wer) , d i e d e n l a n d ( f o r s t ) w i r t s c h a f t -
l i c h e n B e t r i e b d e s v e r s i c h e r t e n
E h e g a t t e n n a c h d e s s e n T o d f o r t -

g e f ü h r t h a b e n .

§ 69. Bei Witwen (Witwern), die den Betrieb
des versicherten Ehegatten (der versicherten
Ehegattin) fortgeführt haben, sind für einen
Anspruch auf Alters(Erwerbsunfähigkeits)-
zuschußrente die Versicherungszeiten, die von
diesem (dieser) in der landwirtschaftlichen Zu-
schußrentenversicherung während des Bestandes
der Ehe erworben worden sind oder bei früherem
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes er-
worben worden wären, den aus der eigenen
Zuschußrentenversicherung der Witwe (des
Witwers) erworbenen Versicherungszeiten hin-
zuzurechnen, wenn die Witwe (der Witwer) den
Betrieb länger als drei Jahre fortgeführt hat.
Das Erfordernis der dreijährigen Fortführung
entfällt, wenn die Witwe im Zeitpunkt des Todes
des Ehegatten gemäß § 3 Abs. 2 von der Pflicht-
versicherung ausgenommen war. Wird die
Witwen(Witwer)zuschußrente in Anspruch ge-
nommen, so ist eine Hinzurechnung der Versiche-
rungszeiten des verstorbenen Ehegatten aus-
geschlossen."

8. Dem § 71 Abs. 1 sind folgende Sätze an-
zufügen:

„Dem Anspruch steht die Fortführung des Be-
triebes nicht entgegen, wenn der für die gesamte
bewirtschaftete Fläche für Zwecke der Grund-
steuer ermittelte Meßbetrag den Betrag von 56 S
nicht erreicht und die persönliche Arbeitsleistung
der Witwe zur Aufrechterhaltung der Wirtschaft
notwendig ist. War die Witwe im Zeitpunkt des
Todes des Ehegatten gemäß § 3 Abs. 2 von der
Pflichtversicherung ausgenommen, und nimmt
sie die Alters(Erwerbsunfähigkeits)zuschußrente
für Witwen nach § 69 in Anspruch, so steht ihr
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auf Grund der gemäß § 69 hinzugerechneten
Versicherungszeiten des verstorbenen Ehegatten
ein Anspruch auf Witwenzuschußrente nicht zu."

9. a) § 143 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten:

„4. der Rentenausschuß, beziehungsweise wenn
nach Abs. 2 mehrere Rentenausschüsse errichtet
werden, die Rentenausschüsse."

b) § 143 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Am Sitze der Versicherungsanstalt ist für

das gesamte Gebiet der Republik Österreich ein
Rentenausschuß zu errichten. Durch die Satzung
der Versicherungsanstalt kann bestimmt werden,
daß nach Bedarf auch mehrere Rentenausschüsse
am Sitze der Anstalt für das Gesamtgebiet der
Republik Österreich errichtet werden."

10. Im § 145 Abs. 5 letzter Satz sind die Worte

„der Rentenausschüsse" durch die Worte „des
Rentenausschusses (der Rentenausschüsse)" zu
ersetzen.

11. a) Im § 150 Abs. 2 sind die Worte „in den
Rentenausschüssen" durch die Worte „im Renten-
ausschuß (in den Rentenausschüssen)" zu ersetzen.

b) Im § 150 Abs. 3 sind die Worte „Die
Rentenausschüsse bestehen aus je zwei Vertretern
der Versicherten" durch die Worte „Der Renten-
ausschuß (bei Errichtung mehrerer Renten-
ausschüsse jeder Rentenausschuß) besteht aus
zwei Vertretern der Versicherten" zu ersetzen.

12. Im § 154 Abs. 2 erster Halbsatz ist das
Wort „ihrer" durch das Wor t „seiner" zu er-
setzen.

13. § 157 hat zu lauten:

„ A u f g a b e n d e s R e n t e n a u s s c h u s s e s
( d e r R e n t e n a u s s c h ü s s e ) .

§ 157. (1) Dem Rentenausschuß (Den Renten-
ausschüssen) obliegt die Feststellung der Lei-
stungen der landwirtschaftlichen Zuschußrenten-
versicherung.

(2) Der Rentenausschuß (bei Errichtung meh-
rerer Rentenausschüsse jeder Rentenausschuß)
kann mit Zustimmung des Obmannes der Ver-
sicherungsanstalt beschließen, daß genau zu be-
zeichnende Gruppen von Entscheidungsfällen,
sofern nicht der Obmann im Einzelfall auf der
Entscheidung des Rentenausschusses besteht, ohne
seine Mitwirkung von der Anstalt mit Büro-
bescheid entschieden werden.

(3) Zur Gültigkeit von Beschlüssen des Renten-
ausschusses (der Rentenausschüsse) ist Einstimmig-
keit erforderlich.

(4) Kommt kein einstimmiger Beschluß des
Rentenausschusses zustande, so steht die Entschei-
dung dem Vorstand der Versicherungsanstalt zu,
an den der Verhandlungsakt unter Darlegung

der abweichenden Meinungen und ihrer Gründe
abzutreten ist.

(5) Der Rentenausschuß kann den Antrag auf
Einleitung eines Heilverfahrens, soweit ein sol-
ches gesetzlich vorgesehen ist, stellen. Über den
Antrag entscheidet der Vorstand der Versiche-
rungsanstalt.

(G) Das Nähere über den Aufgabenbereich und
über die Beschlußfassung des Rentenausschusses
(der Rentenausschüsse) sowie über die Ausferti-
gung seiner (ihrer) Beschlüsse hat die Satzung
der Anstalt zu bestimmen."

14. Im § 160 Abs. 2 sind nach dem Wort
„kann" die Worte „nach Anhörung des Haupt -
verbandes der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger" einzufügen.

15. Im § 171 erster Satz sind die Worte
„31. Dezember 1958" durch die Worte „31. De-
zember 1959" zu ersetzen.

16. a) Im § 173 Abs. 1 sind die Worte „31. De-
zember 1958" durch die Worte „31. Dezember
1959" zu ersetzen.

b) Im § 173 Abs. 2 haben die Worte „mit dem
Ende des Kalenderjahres, in dem die Verpach-
tung endet. Sie endet ferner" zu entfallen.

17. § 174 hat zu lauten:

„ A n s p r u c h auf Ü b e r g a n g s r e n t e n
a u s d e r l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n
Z u s c h u ß r e n t e n v e r s i c h e r u n g n a c h

d i e s e m B u n d e s g e s e t z .

§ 174. (1) Personen, bei denen die Vorausset-
zung der Erreichung der Altersgrenze (§ 66
Abs. 1) und die weitere Voraussetzung des § 66
Abs. 2 gegeben sind, haben Anspruch auf eine
Übergangsaltersrente, wenn sie die Vorausset-
zung des § 66 Abs. 2 bereits vor dem 1. Juli 1958
als dem Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen
des zweiten Teiles über die Leistungen (§ 181
Abs. 3 lit. b) erfüllt haben und

a) in dem Zeitraum von 20 Kalenderjahren,
welcher der Erreichung der Altersgrenze
oder der später erfolgten Aufgabe der
selbständigen Erwerbstätigkeit oder Be-
schäftigung unmittelbar vorangegangen ist,
Zeiten nach Abs. 3 in der Mindestdauer
von 15 Kalenderjahren nachweisen oder

b) in dem Zeitraum von 40 Kalenderjahren,
welcher der Erreichung der Altersgrenze
oder der später erfolgten Aufgabe der
selbständigen Erwerbstätigkeit oder Be-
schäftigung unmittelbar vorangegangen ist,
Zeiten nach Abs. 3 in der Mindestdauer
von 30 Kalenderjahren nachweisen.

Bei Witwen, die den Betrieb des verstorbenen
Ehegatten länger als drei Jahre fortgeführt und
diese Fortführung vor dem 1. Juli 1958 aufge-
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geben haben, sind hiebei die Zeiten des Ehe-
gatten nach Abs. 3 und die Zeiten der Fortfüh-
rung des Betriebes durch die Witwe zusammen-
zurechnen. Der Anspruch auf Übergangsalters-
rente ist ausgeschlossen, wenn zwischen dem
1. Juli 1958 und dem Zeitpunkt der Antrag-
stellung Beitragszeiten liegen. Der Anfall einer
Übergangsaltersrente schließt den Anspruch auf
Alterszuschußrente (§ 66) aus.

(2) Ist der Tod einer Person vor dem 1. Juli
1958 eingetreten, so hat beim Zutreffen der ent-
sprechenden besonderen Voraussetzungen gemäß
§ 71 beziehungsweise § 72 die Witwe (der Wit-
wer) Anspruch auf eine Übergangswitwen-
(witwer)rente, wenn für die verstorbene Person
in einem Zeitraum von zehn Kalenderjahren
unmittelbar vor dem Zeitpunkt, in dem die
Altersgrenze erreicht wurde oder erreicht wor-
den wäre, oder unmittelbar vor der später er-
folgten Aufgabe der selbständigen Erwerbstätig-
keit Zeiten nach Abs. 3 in der Mindestdauer
von fünf Kalenderjahren nachgewiesen werden.
Hat die Witwe (der Witwer) im Zeitpunkt des
Todes des Ehegatten bereits das 40. Lebensjahr
überschritten, so ist bei der Feststellung des Zeit-
raumes von zehn Kalenderjahren vom Todestag
des Ehegatten auszugehen, sofern dies für die
Witwe (den Witwer) günstiger ist. Anspruch auf
Übergangswitwen(witwer)renten hat ferner beim
Zutreffen der entsprechenden besonderen Vor-
aussetzungen gemäß § 71 beziehungsweise § 72
die Witwe (der Witwer) nach dem Tod einer
Person, die Anspruch auf eine Übergangsalters-
rente hatte.

(3) Auf die Mindestdauer nach Abs. 1 oder 2
zählen:

a) Beitragszeiten nach § 181 Abs. 2 letzter
Satz;

b) Zeiten einer selbständigen Erwerbstätigkeit
oder Beschäftigung im Sinne des § 60
Abs. 1 Z. 1 und Abs. 6 sowie

c) Zeiten der Verhinderung an einer solchen
Erwerbstätigkeit oder Beschäftigung aus
einem der in § 60 Abs. 1 Z. 2 und 3 und
Abs. 2 bezeichneten Gründe.

(4) § 63 Abs. 5 gilt entsprechend."

18. § 177 Abs. 1 und 2 hat zu lauten:

„(1) Auf die Übergangsrenten sind außer den
nach § 176 anzuwendenden Bestimmungen auch
noch die allgemeinen Bestimmungen der §§ 31
bis 55, 61, 62, 64 und 65 über Leistungs-
ansprüche aus der landwirtschaftlichen Zuschuß-
rentenversicherung entsprechend anzuwenden.
Bei der Anwendung der Bestimmungen der
§§ 62 und 65 gelten die im § 174 Abs. 3 ge-
nannten Zeiten als Versicherungszeiten.

(2) Bei der Anwendung der Bestimmungen des
§ 60 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 6 hat bei Übergangs-

renten an Stelle des Stichtages der Tag der An-
tragstellung zu treten."

Der bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung
Abs. 3.

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t , soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt wird, rück-
wirkend mit 1. Jänner 1958 in Kraft.

(2) Es treten in Kraft rückwirkend mit 1. Juli
1958 die Bestimmungen des Artikels I Z. 5
bis 8, 17 und 18.

(3) Es treten in Kraft rückwirkend mit 1. Jän-
ner 1959 die Bestimmungen des Artikels I Z. 2
und 4.

(4) Über Anträge auf Zuerkennung einer Lei-
stung über die vor Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes durch den Versicherungsträger oder im
Leistungsstreitverfahren bereits entschieden wor-
den ist, hat der Versicherungsträger ein neues
Feststellungsverfahren durchzuführen, wenn dies
vom Anspruchswerber (Anspruchsberechtigten)
bis 30. Juni 1960 beantragt wird.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Schärf
Raab Proksch

96. Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 7. März 1959, be-
treffend die Erhöhung der Beitragssätze in

der Krankenversicherung der Rentner.

Auf Grund des § 73 Abs. 3 Allgemeines Sozial-
versicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, in der
Fassung der 4. Novelle, BGBl. Nr. 293/1958, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen verordnet:

Artikel I.

Der Beitragssatz für den von den Trägern
der Pensionsversicherung in der Krankenver-
sicherung der Rentner gemäß § 73 Abs. 1 All-
gemeines Sozialversicherungsgesetz zu entrichten-
den Beitrag wird mit Wirksamkeit ab 1. April
1959 auf 82 v. H. des für das laufende Ge-
schäftsjahr erwachsenden Aufwandes an Renten
erhöht.

Artikel II.

Die Verordnung vom 10. Dezember 1956,
BGBl. Nr. 4/1957, tritt mit 31. März 1959 außer
Kraft.

Proksch
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